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und vor einer Veröffentli-
chung die betroffenen Perso-
nen um eine Stellungnahme
bitten müssen. Des Weiteren
muss die Information von öf-
fentlichemInteresse sein, das
heißt, sie muss zur öffentli-
chen Meinungsbildung die-
nen. Diese beiden Vorausset-
zungen sind dem Sinn nach
mit der Interpretation des
Artikels 10 der europäischen
Menschenrechtskonvention
sicherlichkonform, allerdings
dürften diese in der Praxis
kaumanwendbar sein. Heikle,
aber durchaus "richtige" In-
formationen, werdenausjour-
nalistischer Sicht unbrauch-
bar, wenn die betroffene Per-
son − oder Persönlichkeit −
vorab von der Veröffentli-
chung Wind bekommt. Und
die Einschätzung, ob denn
nun eine besti mmte Informa-
tion von öffentlichemInteres-
se ist, dürfte in der Einzelsi-
tuation nicht so einfach sein.
Esistfraglich, obdiese Defini-
tion der "diligencejournalisti-
que" Bestand haben wird.
Auch hier gibt es gerichtliche
Vorentscheidungen, die deut-
lich machen, dass die Über-
prüfung einer Information auf
ihren Wahrheitsgehalt durch
JournalistInnen anderen Stan-
dards genügen muss als dies
beispielsweise für polizei-
liche oder richterliche Un-
tersuchungender Fall ist (wo-
bei, wie gesehen, auch Ge-
richte sich nach vermeintlich
sorgfältiger Prüfung irren
können).

Gleiches gilt für die Ein-
schätzung des öffentlichen
Nutzens einer Information:
Ob ein Anfangsverdacht
später wirklich zu einer ech-
ten, für die Öffentlichkeit rele-
vanten "Affäre" wird, ist oft
schwer abzuschätzen. Es gilt
abzuwägen, ob die Verpflich-
tung einer Richtigstellung
oder Relativierung nicht das
geeignetere Mittel ist, umdie
JournalistInnen zu mehr Ver-
antwortungzubewegen.

Kaskadenprinzip
Nicht i mmer sind Gesetzes-

novellen gleichzeitig mit ei-
nem gesellschaftspolitischen
Fortschritt verbunden. Das
"alte" Pressegesetzsahi mFal-
le von Presserechtsvergehen
eine HaftungnachdemKaska-
denprinzip vor. Im Prinzip
wurden die AutorInnen eines
inkri minierten Artikels be-
langt, sofern sie bekannt wa-
ren. Konnten die AutorInnen
nicht ermittelt werden, weil
der Text nicht oder mit einem
Pseudonym unterzeichnet
war, stand es den Herausge-
berInnender Zeitungfrei, den
Namen preis zu geben oder
selber die Haftung zu über-
nehmen. Waren auch die Her-
ausgeberInnennicht zuermit-
teln, wurde die Direktion der
Druckerei zur Verantwortung
gezogen.
Als Prinzip galt, dass i m-

mer nur eine Person gericht-
lich belangt wurde. Damit soll
es jetzt vorbei sein. In Anleh-
nung u.a. an das französische
Presserecht sollen AutorIn-
nen und HerausgeberInnenin
Zukunft gemeinsamhaften.
Diese Änderung wird damit

begründet, dass die Verant-
wortlichkeit der Herausge-
berInnen insgesamt erhöht
werden soll. Vordergründig
mag das wie eine Absiche-
rung für die JournalistInnen
klingen. Bislang war es meist
Usus, dass, i m Falle eines
Presseprozesses, die Heraus-
geberInnen die Kosten in er-
ster Instanz übernahmen. Ei-
ne Verpflichtung dazu gab es
allerdings nicht.
Das Kaskadenprinzip, das

inLändern wie Belgien weiter-
hin Bestand hat, birgt für die
JournalistInnen wichtige Vor-
teile: I m Vorfeld einer Veröf-
fentlichungkönnensieihreal-
leinigeVerantwortunggeltend
machen, daja nur siefür den
von ihnen unterzeichneten
Artikel gerade stehen müs-
sen. Mit der neuen Regelung
besteht die Gefahr, dass die
berühmte "Schere i m Kopf"
gleich zwei mal zum Einsatz
kommt. Bei heiklen Artikeln
werdendie HerausgeberInnen
demnächst vermehrt − falls
vorhanden−ihre HausjuristIn-
nenbemühen, umsichvor et-
waigen Klagen zu schützen.
Nicht veröffentlichte oder
verwässerte journalistische
Beiträge stellen allerdings
auch eine Einschränkung der
Meinungs− und Informations-
freiheit dar.
Überhaupt stellt sich die

Frage, ob dem Gesetzesvor-
schlag nicht eine antiquierte

PRESSEGESETZIN DERREFORM

Innovativoder nur zeitgemäß?

Esbrauchtezwei
Jahrzehnte und drei
CSV−Premierminister,
bisein"avant-projet de
loi"zur Presserechts-
reformzustandekam.
Herausgekommenist
kein eigenständiger
Gesetzestext, der das
Presserecht als Ganzes
regelt. Viel mehr wer-
den wesentlicheTeil-
aspekte der "liberté
d'expression dansla
communication de

masse"− wiesich das
neue Gesetz nennt−

zusammengestellt und
den Bedingungen der
modernen Gesellschaft

angepasst.

Die Inszenierung hätte an
Dramatik nicht überboten
werden können: Just in dem
Moment, wo der Presserat
mit der Begutachtung des
"avant−projet deloi" zur Pres-
serechtsreform befasst wur-
de, standeinefür die medien-
politische Zukunft des Lan-
des nicht unwesentliche Ent-
scheidung bei m Europäi-
schen Menschenrechtsge-
richtshof in Straßburg an. "In
vorauseilendem Gehorsam",
wie sich Premier Juncker so
gerne auszudrücken pflegt,
hatten die MitarbeiterInnen
des "service des médias et
des communications" die zu
erwartende Niederlagein der
Affäre "Thoma c. Luxem-
bourg" bereits in den Geset-
zesvorschlag eingebaut. Der
umstrittene Punkt der zivilen
Haftung von JournalistInnen
soll in Zukunft konformzum
Artikel 10 der Europäischen
Erklärung der Menschenrech-
te geregelt werden. Ohne an
dieser Stelle noch einmal i m
Detail auf die so genannte
"Försteraffäre" eingehen zu
können (siehe dazu Woxx
583), sei daran erinnert, dass
der RTL−Journalist Marc Tho-
ma zu 63mal einemsymboli-
schen Franken Schadenser-
satz verurteilt wurde, weil er
ein, die 63 klagenden Förster
beleidigendes Zitat eines Drit-
ten über die Radioantenne
verbreitet hatte. Sein"Fehler"
sei gewesen, sich nicht for-
mell von demInhalt des Zi-
tats zu distanzieren. Auf-

grund dieses−laut Luxembur-
ger Gerichten− Fehlverhaltens
sei er zivilrechtlich haftbar
und demnach schadenser-
satzpflichtig. Zwar erkannten
die Gerichte lediglich den
symbolischenFrankenan(die
Klagendenhattenjeweils eine
Million verlangt), doch stell-
ten sich die Umstände des
Verfahrens (63 Einzelklagen)
als besonders einschüch-
ternd und kostspielig heraus.
Für die Straßburger Richter
steht fest: Eineförmliche Dis-
tanzierung war nicht notwen-
dig; solches vorschreiben zu
wollen sei i m Widerspruch
zum genannten Artikel der
Menschenrechtserklärung, da
hierdurch die JournalistInnen
in der Ausübung ihrer Tätig-
keit unzulässig eingeschränkt
würden.

Dass die "Försteraffäre"
auch ohne Richterspruch aus
Straßburg bereits in Luxem-
burg hätte anders ausgehen
können, hängt allerdings
nicht allein am überalterten
Luxemburger Presserecht. Bei
der Beurteilung des "Fehlver-
haltens", welches zu einer zi-
vilrechtlichen Verurteilung
führen kann, hätten die Lu-
xemburger Richter durchaus
selber zum Schluss kommen
können, dass die zivilrechtli-
che Haftung von JournalistIn-
nen einer besonderen Be-
trachtung unterliegt, auch
wenn das Gesetz von 1869
dies nicht explizit hervor-
hebt. Insofern ist die

Straßburger Entscheidung
vor allemein Urteil gegen die
Luxemburger Gerichte, die in
fast beängstigender Sturheit
an einem Spruch festhielten,
der der vorangehendenStraß-
burger Jurisprudenzen zuwi-
derlief. Bereits in der zweiten
Instanz waren praktisch alle
jetzt vonStraßburgzurückbe-
haltenen Argumente von
Thomas Verteidigung vorge-
legt worden, allerdings ohne
Erfolg.

Haftung
Um es den Luxemburger

Richternin Zukunft einfacher
zu machen, wird i m neuen
Gesetzestext das mögliche
Fehlverhalten der Journalis-
tInnen enger definiert. Einer-
seits sindsieverpflichtet, den
Wahrheitsgehalt der von ih-
nen vorgebrachten Informa-
tionen entsprechend ihrer
Möglichkeiten zu überprüfen.
Ein bereits veröffentlichtes
Zitat von Drittpersonen, das
als solcheskenntlichgemacht
wurde, bedarf keiner weiteren
Überprüfung und eine förmli-
che Distanzierung ist somit
überflüssig.
Bei Informationen aus ers-

ter Hand bleiben die AutorIn-
nen freilich haftbar: Ein-
schränkend wird hier ledig-
lich das Konzept der "dili-
gence journalistique" einge-
führt. Diese Sorgfaltspflicht
schreibt unter anderem vor,
dass die JournalistInnen ihre
Informationen überprüfen
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Sicht der Rolle der Journalis-
tInnen unterliegt. Letztere
werden als "Angestellte des
Herausgebers" definiert. Tat-
sächlich gilt für die Mehrheit
der Luxemburger Journalis-
tInnendas Prinzipder Festan-
stellungunddamit das Privat-
beamtenrecht. Das sieht frei-
lich in den einzelnen Ange-
stellten eher Erfüllungsgehil-
fen, die eine ihnen laut
Dienstplan zugeteilte Arbeit
unter der Aufsicht des Arbeit-
gebers (oder eines Stellver-
treters) verrichten. Von Selb-
ständigkeit, Eigeninitiativeist
dort kaumdie Rede. Würden
wir diese Logik i m Falle des
Journalismus zu Ende den-
ken, dann dürften eigentlich
nur vom"Chef" gegengezeich-
nete Artikel veröffentlicht
werden. Abgesehen davon,
dass dies in der tagtäglichen
Praxis− denken wir nur andie
audiovisuellen Medien− nicht
möglich wäre, würde es das
Aus für jede autonome jour-
nalistische Tätigkeit bedeu-
ten. JournalistInnen sind in
diesemSinne eher mit eigen-
verantwortlichen "Führungs-
kräften" gleichzustellen, wo-
mit eine Mithaftungderjewei-
ligen Arbeitgeber sich erübri-
gen würde.

Quellenschutz
Ein Novumfür das Luxem-

burger Presserecht bedeutet
ebenfalls der Quellenschutz.
Obwohl es auch hierfür Prä-
zedenzurteile aus Straßburg
gibt, trug die Luxemburger
Rechtspraxis bislang dem
Prinzipdes Schutzes derjour-
nalistischen Quellen nicht
Rechnung. Es gab sogar Beu-
gehafturteile gegenJournalis-
ten oder Herausgeber von
Zeitungen, weil diese ihre
Quellen nicht preisgeben
wollten. Das neue Gesetz
sieht nun vor, dass Journalis-
tInnen und deren direkte Mit-
arbeiterInnen gegenüber öf-
fentlichen Verwaltungen und
den Gerichten das Recht be-
sitzen, die QuellenihrerInfor-
mation undinsbesondere die
Namen ihrer InformantInnen
zuverschweigen.
Zusätzlich werden die Re-

daktionsräume und die Pri-
vatwohnungen der Journalis-
tInnenvor Hausdurchsuchun-
gen geschützt, es sei denn,
die betroffenen JournalistIn-

in die Medienlandschaft bie-
ten, sie bietet auch einen ge-
wissen Schutz für die Journa-
listInnen. Obwohl wir in
Luxemburg derzeit noch kei-
ne Moskauer Verhältnisse ha-
ben, woüber Nacht ganzeZei-
tungen und Fernsehanstalten
den Besitzer und damit auch
die politische Ausrichtung
wechseln, sollen Luxemburgs
JournalistInnen vor mögli-
chen Gewissenskonflikten be-
wahrt werden.
Sollte aufgrund veränder-

ter Besitzverhältnisse ein
markanter Wechsel in der "li-
gne éditoriale" stattfinden,
können die JournalistInnen
von sich aus den Dienst quit-
tieren, profitieren dabei aber
von den gleichen Vorteilen
wie bei einer Entlassung
seitens des Arbeitgebers
(Kündigungsfrist, Anspruch
auf Entschädigung wie sie i m
Falle einer nicht gerechtfer-
tigten Entlassung bestehen
würden).
Solche Übernahmen hat es

in letzter Zeit ja einige gege-
ben, auch wenn es dabei sel-
ten zu ideologischen Ausein-
andersetzungen gekommen
ist. Aber die Erfahrung i m
Auslandzeigt, dass problema-
tische Übernahmeszenarien
durchaus möglich sind. Auch
für Luxemburg dürften in
nächster Zeit Konzentrations-
prozesse anstehen, da nur
möglichst große Häuser i m
allgemeinen Taumel der Me-
dienliberalisierung Bestand
habendürften− undauch wei-
tere Übernahmen aus dem
Auslandsinddenkbar.
In den nächsten Wochen
will der Presserat seine Bera-
tungen zur Gesetzesvorlage
abschließen. Obwohl wesent-
lichen Belangen der Presse-
verantwortlichen Rechnung
getragen wurde (insbesonde-
re das nunmehr einge-
schränkte Antwortrecht dürf-
te Gefallen finden), wird das
Gutachten des Presserates
wohl kaumeinsti mmigausfal-
len. Dazu sind die Interessen
der einzelnen Medien zu un-
terschiedlich. So dürfteneini-
ge einschränkende Ausfüh-
rungen i m Zusammenhang
mit dem"droit àl'i mage" vor
allembei denKollegInnendes
Fernsehens einiges Kopfzer-
brechen hervorufen. Außer-
dem sind neue Medien wie
das Internet nur indirekt vi-
siert, da sich hier Bild, Ton,
Geschriebenes und Gesende-
tes vermischen.
Mit Spannung darf aber

auch die Stellungnahme des
Staatsrates erwartet werden,
da der Gesetzesvorschlag
doch weit in bislang geltende
Rechtsprinzipien hineingreift,
auch wenner sichdabei weit-
gehend an der europäischen
Menschenrechtserklärung

inspiriert. Der letzte Versuch,
in Sachen Presserecht neue
Weg zu gehen, nämlich bei
der Reform des Antwort-
rechtes Anfang der 80er Jah-
re, war kläglich am Njet des
Staatsrates gescheitert.

Richard Graf

nen werden selbst einer
Straftat verdächtigt. Ein-
schränkendsoll allerdings die
Verfolgung von Verbrechen
wie Mord, Drogenhandel, Ter-
rorismus oder Landesverrat
von diesen Regeln ausge-
schlossen werden.
Dürften die Vorgabenin Sa-

chen Quellenschutz den Er-
wartungen der JournalistIn-
nen weitgehend gerecht wer-
den, so schweigt sich aller-
dings der Gesetzestext bezüg-
lich des Zugangs zu öffentli-
chenInformationenaus. Zwar
wird allgemein das Recht der
JournalistInnen anerkannt,
sich Informationen zu ver-
schaffen, diesezuverarbeiten
und zu kommentieren, aber
welche Hilfestellungihnenda-
bei die öffentlichen Verwal-
tungen leisten müssen, wird
nicht präzisiert. Zur Zeit gilt
noch immer die so genannte
"circulaire Santer", die es öf-
fentlich Bediensteten förm-
lich untersagt, aus freien
Stücken Interviews zu geben
oder gar Pressekonferenzen
zu veranstalten. Im "exposé
des motifs" des neuen Geset-
zestextes wird darauf hinge-
wiesen, dass ein allgemeines
Gesetz bezüglichdes Zugangs
zu öffentlichenInformationen
in Vorbereitungist, das nicht
nur für JournalistInnen, son-
dern auchfür andere Bürger-
Innen Geltung haben soll. Bis
es soweit ist, sollen für die
Presse auf administrativem
Weg festgelegte Spielregeln
gelten− welcheFormeinesol-
che "circulaire Juncker" an-
nehmen wird, wurde bislang
allerdings nicht präzisiert.

Linientreue
Für einegewisse Aufregung

dürfte eine weiterei mGesetz
vorgesehene Neuerung sor-
gen: Die Medienherausgebe-
rInnen müssen in Zukunft
jährlicheine"ligneéditoriale"
veröffentlichen. Darin soll
das politische und weltan-
schauliche Selbstverständnis
des Mediums definiert wer-
den. Für JournalistInnen be-
deutet dies, dass sie bei der
Einstellung von dieser redak-
tionellen Linie Kenntnis neh-
men und sie in ihrer Arbeit
verfolgen müssen.
Diese Veröffentlichung soll

aber nicht nur den LeserIn-
nen einen besseren Einblick

Mitteilung
I m Rahmen der Vorsichts-
maßnahmen gegenüber der
Maul− und Klauenseuche ist
der Verkauf von Nutz− und
Zuchtrindern, von Nutz− und
Zuchtschweinen, sowie von
Nutz− und Zuchtschafen, laut
Kommissionsbeschluss der
Europäischen Gemeinschaft,
nur unter folgenden Bedin-
gungenerlaubt:
− Die au verkaufenden Nutz−
undZuchtrinder müssen min-
destens 20 Tage auf demBe-
trieb gewesen sein. Als Aus-
nahme gelten Kälber welche
jünger als 20 Tage sind und
auf demBetriebgeboren wur-
den. Zusätzlich dürfen keine
MKS−anfälligen Tiere (Rinder,
Schweine, Schafe, Ziegen) in-
nerhalb dieser 20 Tage zuge-
kauft wordensein.
− Diezuverkaufenden Nutz−
undZuchtschweine müssen
mindestens 10 Tageauf dem
Betriebgewesensein.
Zusätzlichdürfenkeine
MKS−anfälligen Tiere(Rin-
der, Schweine, Schafe, Zie-
gen)innerhalb derletzten
10 Tagezugekauft worden
sein.
− Nutz− undZuchtschafe
könnennurin Begleitungei-
ner Transportbescheinigung
undeines Gesundheitszerti-
fikates des Hoftierarztes an
einenanderen Betriebver-
kauft werden.
Der Transport muss auf di-
rektemWege, ohne Zwischen-
ladung, vom Verkaufsbetrieb
zum Ankaufsbetrieb, gesche-
hen.
Luxemburg, den18. April 2001
Mitgeteilt vomMinisteriumfür
Landwirtschaft, Weinbauund
die Entwicklung desländlichen
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Programmed'action
communautairedelutte
contreladiscrimination
2001-2006

Appel d'offre
Ligne budgétaire B5−803
Le programme d'action com-
munautaire delutte contrela
discri mination a été établi
par décision du Conseil des
Ministres du 27 novembre
2000. (réf. 2000/75O/CE)
II fait partie d'un ensemble
de mesures de prévention et
delutte contre la discri mina-
tion et vise à soutenir et
compléter les efforts réalisés
au niveau communautaire et
dans les Etats membres pour
promouvoir des mesures des-
tinées à prévenir et à com-
battre la discrimination di-
recte ouindirecte, simple ou
multiple, fondée sur la race
oul'origine ethnique, lareli-
gion ou les convictions, le
handicap, l'âge ou l'orienta-
tionsexuelle. Par làil contri-
buera également à éli miner
lesinégalités et àpromouvoir
l'égalité entre les hommes et
lesfemmes.
Un des objectifs du program-
me consiste à développer la

capacité à prévenir et traiter
efficacement la discri mina-
tion, notamment en ren-
forçant les moyens d'action
des organisations par une ai-
de àl'échange d'informations
et de bonnes pratiques et la
création de réseaux àl'échel-
le européenne, tout entenant
compte de la spécificité des
différentes formes de discri-
mination.
Dansle cadre delaligne bud-
gétaire B5−803, la Commission
lance unappel à propositions
aux organisations. Cet appel
à proposition se scinde en
deuxphases
Phase 1:
Les actions subventionnées
porteront sur la mise en pla-
ce de partenariats, définition
d'objectifs communs etlafor-
mulation de programmes de
travail concertés, appelés ac-
cords de coopération trans-
nationale fixant le program-
me detravail pour une phase
d'activités ultérieure, dite
phaseIl.
Ces actions d'échange i mpli-
queront nécessairement une
série d'acteurs d'au moins 3
Etats membres.
Les partenariats doivent
avoir au moins un partenaire
principal dèsle début.
Durée dela phaseI: 6 mois à
commencer au 01 octobre
2001
Organisations pouvant sou-
mettre une proposition: auto-
rités publiques, autorités lo-
cales ourégionales, organisa-
tions non−gouvernementales,
organismes actifs dans le do-
maine de la promotion de
l'égalité du traitement, des
entreprises. des universités.
des instituts de recherche
ainsi que des médias.
Domaines considérés comme
prioritaires
a) Lanon−discri minationde
lapart des administra-
tions publiques et enleur
sein(notammentles do-
maines delasantéet de
l'éducation),

b)la non−discri minationdela
part des médias et enleur
sein,

c) l'égalité danslaparticipa-
tionàlaprise de décision
politique, économiqueet
sociale,

d)l'égalité d'accès auxbiens
et auxservices qui sont
disponibles augrandpu-
blic, ycomprisleloge-
ment, lestransports dela
culture, lesloisirs etles
sports.

Budget disponible: Le budget
maxi mal mis à disposition
pour la phase préparatoire
est de 3.850.000 Euros. La
contribution financière de la
Communauté n'excédera pas
85% du coût total. Le par-
tenariat doit garantir le cofi-
nancement en espèces des
15%restants.
La Commission a l'intention
de financer environ 77 acti-
ons de création de program-
mes de partenariats, à con-
currence de 50.000 Euros au
maxi mum pour chaque pro-
position.

A v i s

Lesactionsadmissiblesau
titre d'autresinstrumentsou
programmescommunau-
taires(Fondsocial européen,
LEONARDO, SOCRATES,
EQUALouautres) nesont pas
admissibles danslecadredu
présent programme.

PhaseII
Seuls les partenariats finan-
cés au titre de la phase I
pourront soumettre une de-
mande officielle de finance-
ment autitre dela phaseIl.
Les lignes directrices du pro-
gramme ainsi queleformulai-
re de demande de subvention
(partie 3) sont disponibles
sur Internet: http://europa.
eu.int/comm/employment_so-
cial/fundamri/prog/index_fr.
htm
ou, peuvent être obtenus au-
près de:
Commissariat du Gouverne-
ment aux étrangers, 12−14
avenue Emile Reuter L−2919
Luxembourg, Tél. 4783627,
fax. 4783672, email: malou.
kapgen@fm.etat.lu
Les parties I et II duformulai-
re peuvent être obtenus uni-
quement sur demande en-
voyée par courrier électroni-
que à l'adresse: empl−antidis-
crimination@cec.eu.int
Toute organisationintéressée
à trouver des partenaires
pour la présentation d'un
projet pour la phase I peut
consulter le site Internet
http://europa.eu.int/comm/
employment_socia/fundamri/
partner_box/index.cfm?Lang
=fr
Le dernier délai pour la sou-
mission d'une demande de
cofinancement auprès des au-
torités communautaires est le
25 mai 2001

Soumission
publique
Le mercredi 9 mal, à 15.00
heures. il sera procédé au Mi-
nistère de l'Intérieur (petite
salle de conférence − 4e éta-
ge), 19, rue Beaumont L−2933
Luxembourg, à l'ouverture
des soumissions relatives àla
fourniture de
Lot 1: 1 véhicule d'enquête
Lot 2: 1 véhicule deliaison

pour les besoins de l'inspec-
tion Générale de la Police
Grand−Ducale.
Les cahiers spéciaux des
charges ainsi que les borde-
reaux de soumissionsont àla
disposition des intéressés à
l'adresseindiquéeci−dessus.
Les soumissions conformes
aux prescriptions des articles
41, 42 et 43 du règlement
grand−ducal du 2 janvier 1989
portant e.a. institution d'un
cahier général des charges
applicables aux marchés pu-
blics de travaux et de fourni-
tures pour compte del'Etat et
portant l'inscription "Soumis-
sion pour ... etc" doivent être
arrivées ou remises a l'adres-
se indiquée ci−dessus avant
les jour et heure fixés pour
l'ouverture.


